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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die FDP stellte in einem Grundlagenpapier zur Seniorenpolitik 15 Thesen für eine
ganzheitliche Alterspolitik auf, deren primäre Ziele die Stärkung der
Generationensolidarität und die Förderung der Eigenverantwortung sind. Dabei
betonte die FDP mit der Einführungsthese «Es kann keine isolierte Alterspolitik geben»
eine gesamtpolitische Betrachtung, die eine Verschärfung des Gegensatzes jung - alt
vermeiden will. Weiter forderte sie die Gewährleistung der finanziellen Sicherung der
AHV und des Generationenvertrages im Gesundheitswesen und plädierte für einen
weiteren Ausbau der individuellen Vorsorge. Die Erhöhung des Frauenrentenalters hält
die FDP für unvermeidbar. Weitere Thesen verlangen, den Anliegen der Betagten in der
Siedlungs- und Verkehrspolitik vermehrt Rechnung zu tragen und Betagte besser in die
Kultur- und Bildungspolitik zu integrieren. Nach Ansicht der FDP kommt den Medien bei
der Förderung der Integration der Senioren eine entscheidende Funktion zu. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.07.1994
EVA MÜLLER

In ihrer Stellungnahme „Golden Age – Alt und Jung gemeinsam“ verlangte die FDP, dass
ältere Menschen ein selbstbestimmtes Leben in materieller Sicherheit führen können.
Dazu seien Änderungen im 3-Säulen-System sowie Massnahmen in den Bereichen
Arbeitsmarkt, Gesundheit, Pflege und Integration nötig. Wichtig sei insbesondere eine
generationengerechte Ausrichtung der Altersvorsorge, d.h. keine weiteren
Ausbauschritte bei der AHV, sondern eine Stärkung der dritten Säule
(steuerbegünstigtes privates Sparen). Ausserdem sollten die im hohen Alter wichtigen
Ergänzungsleistungen in die Verfassung aufgenommen werden. In Bezug auf die Höhe
des Rentenalters wollten sich die Freisinnigen nicht festlegen. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.08.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Oktober in Thun verabschiedeten die
Freisinnigen einstimmig einen Resolutionsentwurf, der eine Schuldenbremse für die
AHV und eine Angleichung des Rentenalters von Frauen und Männern bei 65 Jahren
fordert. Diese beiden nicht ganz neuen Anliegen müssten sofort und nicht erst mit der
12. AHV-Reform an die Hand genommen werden. Ausschliessen wollte die FDP
allerdings eine Erhöhung der Lohnnebenkosten. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.2012
MARC BÜHLMANN

Um die Reform der Altersvorsorge voranzutreiben, wollte sich die FDP stärker für
„flexibles Arbeiten im Alter“ einsetzen, so der Titel eines Arbeitspapiers. Die
Erwerbstätigkeit im Alter soll durch altersgerechtere Umstrukturierung oder gezielter
an das Alter angepasste Weiterbildungsangebote gefördert werden. Bessere Strukturen
für familienexterne Kinderbetreuung sollen zudem eine Pause in der Erwerbstätigkeit
von Frauen unnötig machen, was für die FDP eine Voraussetzung für den Verbleib der
Frauen im Berufsleben bis ins Pensionsalter darstellt. Die Freisinnigen begrüssen ein
flexibles Rentenalter und plädieren für ein Referenzrentenalter anstelle einer fixen
Jahreszahl. Bei allen Massnahmen sei aber darauf zu achten, dass die Flexibilität des
Arbeitsmarktes nicht eingeschränkt werde. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.02.2013
MARC BÜHLMANN

Die CVP beteiligte sich im Berichtjahr aktiv an der Diskussion zur Rentenreform und
präsentierte Anfang Oktober vier zentrale Vorschläge: ein technisch – also z.B. mittels
Bevölkerungsstatistik auszurechnender – statt gesetzlich-politisch festzulegender
Umwandlungssatz, der frühere Beginn für die Ansparung von Alterskapital, das primär
der Altersvorsorge zu dienen hat und nicht mehr so einfach für Immobilien oder
Unternehmensgründungen gebraucht werden kann, und eine erhöhte Transparenz der
Pensionskassen bei den Vermögensverwaltungskosten. Skeptisch zeigte sich die CVP
gegenüber einer Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre. Gefordert wurde eine
Gesamtvorlage, die spätestens 2019 an die Urne gelangen müsse. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.10.2013
MARC BÜHLMANN
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Linke und ökologische Parteien

Im Hinblick auf die anstehende Revision des Gesetzes über die berufliche Vorsorge
(BVG) forderte die GPS einen Umbau der zweiten Säule. Sie will den
Koordinationsabzug abschaffen, der die Einkommenslimite festlegt, ab der die zweite
Säule obligatorisch ist, und der Personen mit kleinem Einkommen benachteiligt.
Gleichzeitig soll das Steuerprivileg für die überobligatorische Altersvorsorge begrenzt
werden. Die Partei schlug weiter vor, ein Prozent der Pensionsgelder künftig in einen
Fonds einzuzahlen, aus dem Risikokapital für kleinere und mittlere Unternehmen
bereitgestellt wird. Die Pensionskasse soll zudem neu frei wählbar sein, um es den
Versicherten zu erlauben, jene Kasse zu wählen, welche die Gelder nach sozialen und
ökologischen Kriterien investiert. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.09.1996
EVA MÜLLER

An ihrer Delegiertenversammlung in Biel Ende April versprachen die Grünen, die
AHVplus-Initiative des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes zu unterstützen und
selber 5 000 Unterschriften beizusteuern. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.04.2013
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Ende Jahr beteiligte sich die BDP mit einem neuen Vorschlag an der Debatte um die
Rentenreform. Die Diskussion um die Höhe des Rentenalters sei von Ideologie geprägt,
befand Parteipräsident Landolt. Man könne die Debatte entpolitisieren, wenn
ökonomische Fakten berücksichtigt würden. Konkret schlug die BDP mit einem
parlamentarischen Vorstoss vor, das Rentenalter an die Lebenserwartung zu knüpfen.
Die Idee ist, dass das Rentenalter 80% der durchschnittlichen Lebenserwartung bei
Frauen und Männern betragen soll. 2013 wäre das Rentenalter also bei 66 Jahren zu
liegen gekommen. Der Vorschlag wurde von SVP und FDP positiv, von der CVP skeptisch
und von der Linken mit Ablehnung aufgenommen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.2013
MARC BÜHLMANN
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